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Bonn, den 14. Februar 1961 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Einstellung von Heimkehrern als Beamte 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
— Drucksache 2440 — 


Die Kleine Anfrage wird wie folgt beantwortet: 

Das Bundesbeamtenverhältnis ist nach den hergebrachten 
Grundsätzen des Berufsbeamtentums auf die lebenslange Bin- 
dung des Beamten an den Staat gerichtet. Tm Hinblick auf 
die besoldungs- und versorgungsreditlichen Auswirkungen 
einer Anstellung auf Lebenszeit bedarf es zur Übernahme 
in das Beamtenverhältnis nach § 36 a Abs. 2 Satz 1 RHO in 
allen Fällen der vorherigen Zustimmung des Bundesministers 
der Finanzen. Die vorgesehene Zustimmung konnte im Inter- 
esse der Verwaltungsvereinfachung unbedenklich in Form 
einer allgemeinen Ermächtigung erteilt werden, soweit bei 
der Übernahme eines Bewerbers zu erwarten ist, daß die 
Dienstleistung im öffentlichen Dienst in einem angemessenen 
Verhältnis zu den Versorgungslasten des Bundes stehen wird. 
Das ist im allgemeinen der Fall, wenn der Beamte in jünge- 
ren Jahren in den öffentlidien Dienst eintritt. In der Regel 
muß verlangt werden, daß der Beamte wenigstens die Hälfte 
seiner Lebensleistung im öffentlichen Dienst verbringt, zum 
mindesten jedoch bis zu seinem Eintritt in den Ruhestand 
'voraussichtlich noch eine Dienstzeit von 15 Jahren zurück- 
legen wird. Mit dem Erlaß vom 25. Januar 1955 liabe idi 
mich daher allgemein damit einverstanden erklärt, daß Be- 
werber, die nicht älter als 50 Jahre sind, ohne meine Zustim- 
mung im Einzelfall in das Bundesbeamtenverhältnis berufen 
werden können. Bei Bewerbern, die über 50 Jahre alt sind, 
ist dagegen meine Zustimmung im Einzelfall einzuholen. 

Es ist nicht möglich, der Übernahme von Heimkehrern, die 
älter als 50 Jahre sind, allgemein zuzustimmen. Den beson- 
deren Belangen der Heimkehrer tragen die §§ 9, 9 a des Heim- 
kehrergesetzes und § 43 Abs. 2 der Bundeslaufbahnverord- 
nung Rechnung. Diese Vorscirriften berühren jedocii § 36 a 
RHO nicht. Weder in § 36 a RHO nodi in dem hierzu ergange- 
nen Erlaß ist eine Altersgrenze für die Einstellung in den öffent- 
lichen Dienst enthalten. Das 50. Lebensjahr dient lediglich 
als Maßstab für die Bemessung des Verhältnisses zwischen 
der Dienstleistung bis zum Eintritt in den Ruhestand und 
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der künftigen Versorgungslast des Bundes. Vom Standpunkt 
der Bundesfinanzen kann nidit darauf verzichtet werden, diesen 
Maßstab bei der Übernahme von Bewerbern in das Bundes- 
beamtenverhältnis zu berücksichtigen. 

Eine verständnisvolle Fürsorge wird die Heimkehrereigen- 
schaft im Rahmen der Erwägungen nach § 36 a RHO im Einzel- 
fall würdigen. Die einzelnen Fälle sind aber so verschieden, 
daß eine allgemeine Zustimmung zur Einberufung von über 
50jährigen Heimkehrern in das Beamtenverhältnis ohne Prü- 
fung der besonderen Verhältnisse des Einzelfalles nicht er- 
teilt werden kann. Es ist insbesondere nicht vertretbar, Bewer- 
ber, die nie ini öffentlichen Dienst gestanden und zuvor auch 
nie einen dahingehenden Wunsdi bekundet haben, die dazu 
häufig auch noch nach ihrer Heimkehr aus eigener Ent- 
sdiließung jahrelang in einem Beruf außerhalb des öffent- 
lichen Dienstes tätig waren, nur wenige Jaiire vor der Alters- 
grenze nodi in das Beanitenverhältnis zu berufen. Die Beamten- 
versorgung ist ein Äquivalent dafür, daß der Beamte die 
Tätigkeit für das Wohl der Allgemeinheit in einem öffentlich- 
rechtlichen Dienst- und Treueverhältnis als seinen Lebens- 
beruf gewählt hat. Es wäre nidit vertretbar, Bewerber erst 
in einem verhältnismäßig hohen Lebensalter in das Beamten- 
verhältnis zu berufen. Gründe einer besseren Alterssicherung 
bei einer Übernahme in das Beamtenverhältnis müssen in 
jedem Falle außer Betracht bleiben. 

Ältere Bewerber können entsprechend ihrer Vorbildung und 
Befähigung in das Angestelltenverhältnis im öffentlichen Dienst 
übernommen werden. Soweit sie nach dem 1. Januar 1948 
heimgekehrt sind, werden sie bevorzugt eingestellt (§ 9 a des 
Heimkehrergesetzes). 


In Vertretung 

Hettlage 
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